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Aus der Stadtverordnetenversammlung vom 06.11.2017 wird berichtet: 
 
 
Tagesordnung: 
 
1. Bericht nach § 28 GemHVO 
 
2. Wahl eines Schiedsmannes für das Schiedsamt I 
 -Beratung und Beschlussfassung- 
 
3. 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 13 „Auf den Cellicken“ 
 -Beratung und Beschlussfassung- 
 
4. SPD-Antrag zur Ausweisung von Bauland am Wassergraben 
 -Beratung und Beschlussfassung- 
 
5. FDP-Antrag für eine Resolution zur Freistellung von KiTa-Gebühren 
 -Beratung und Beschlussfassung- 
 
6. CDU-Antrag zur Wiederherstellung der Sichtbeziehungen zur Burgruine 
 -Beratung und Beschlussfassung- 
7. Anfragen 
 
8. Mitteilungen 
 
 
 
Zu TOP 1)  Bericht nach § 28 GemHVO  
 
Stadtoberamtsrätin Wilhelm weist zunächst darauf hin, dass der Bericht zum Haushalts-
vollzug 2017 auf den Auswertungen der Ergebnis- und Finanzrechnung des heutigen 
Tages beruht. 
Der sich anschließende Bericht gemäß § 28 GemHVO wird – wie auch die Ergebnis- 
und die Finanzrechnung 2017 – dem Protokoll beigefügt.   
 
 
Zu TOP 2) Wahl eines Schiedsmannes für das Schiedsamt I 
 
Einstimmig fasst die Stadtverordnetenversammlung nachstehenden Beschluss: 
 
Herr Ulf Kutzner wird für eine weitere Amtszeit zur stellvertretenden Schiedsperson im 
Schiedsamtsbezirk Grebenstein I wiedergewählt. 
 
 
Zu TOP 3) 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 13 „Auf den Cellicken“ 
 
Vor der Behandlung des Tagesordnungspunktes 3 verlässt Stadtrat Marco Herdina 
gem. § 25 HGO den Sitzungsraum. 
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Einstimmig fasst die Stadtverordnetenversammlung nachstehenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den vorliegenden Entwurf der 2. Änderung 
des B-Plans Grebenstein Nr. 13 "Auf dem Cellicken" zur Kenntnis und beschließt die 
Erweiterung des Geltungsbereichs, die Durchführung als "Vereinfachtes Verfahren" 
gem. §§ 13 und 13a BauGB sowie die Beteiligung der Bürger und der Behörden gem. 
§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB. Ferner soll der Flächennutzungsplan im  
Wege der Berichtigung angepasst werden. 
Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen Schritte zur Durchführung des  
Verfahrens zu veranlassen. 
 
Nach Abschluss des Tagesordnungspunktes nimmt Stadtrat Herdina wieder an der  
Sitzung teil. Er wird über den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung informiert. 
 
 
Zu TOP 4) SPD-Antrag zur Ausweisung von Bauland am Wassergraben 
 
Vor der Behandlung des Tagesordnungspunktes 4 verlässt Stadtverordneter  
Udo Klüppel gem. § 25 HGO den Sitzungsraum. 
Mit 18 Ja-Stimmen und  4 Nein-Stimmen wird der folgende neu formulierte Antrag  
der SPD-Fraktion – wie er bereits in der gemeinsamen Sitzung vom Bau- und  
Umweltausschuss und vom Haupt- und Finanzausschuss beraten wurde – von der 
Stadtverordnetenversammlung angenommen: 
Der Magistrat wird beauftragt, die erforderlichen Schritte zur Schaffung von Bauland 
westlich der vorhandenen Bebauung im Bereich „Unter dem Wassergraben“ als  
1. Bauabschnitt mit einer zweizeiligen Bebauung im Anschluss an die vorhandene  
Bebauung, einzuleiten. Dabei ist eine Erweiterung als 2. Bauabschnitt in westlicher 
Richtung bereits vorzusehen. 
Die Finanzierung der erforderlichen Planungsleistungen erfolgt über Haushaltsreste  
und weitere Haushaltsmittel die im Haushalt 2018 zu veranschlagen sind.  
 
Nach Abschluss des Tagesordnungspunktes nimmt Stadtverordneter Udo Klüppel 
wieder an der Sitzung teil. Er wird über den Beschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung informiert. 
 
 
Zu TOP 5) FDP-Antrag für eine Resolution zur Freistellung von KiTa-Gebühren 
 
Einstimmig wird der folgende Antrag der FDP-Fraktion für eine Resolution von der 
Stadtverordnetenversammlung angenommen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt die Gebührenfreistellung von Kindertages-
stätten in Hessen grundsätzlich. Sie lehnt allerdings ab, dass 155.000.000,00€ der  
dafür notwendigen Finanzmittel durch die Kommunen selbst getragen werden müssen, 
da diese dringend für die Verbesserung der Qualität der Betreuungseinrichtungen und 
als Unterstützung für den Ausbau des Betreuungsplatzangebots vor Ort benötigt  
werden. Die Stadtverordnetenversammlung Grebenstein fordert das Land Hessen  
auf, alle im Zuge der Gebührenfreistellung von Kindertagesstätten für die Kommunen 
anfallenden Kosten vollständig zu übernehmen. 
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Zu TOP 6) CDU-Antrag zur Wiederherstellung der Sichtbeziehungen zur  

        Burgruine 
 
Mit 10 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen wird der folgende neu  
formulierte Antrag der CDU-Fraktion – wie er bereits in der gemeinsamen Sitzung vom 
Bau- und Umweltausschuss und vom Haupt- und Finanzausschuss beraten wurde – 
von der Stadtverordnetenversammlung angenommen: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, den Baumbewuchs am Burgberg zurückzunehmen, so 
dass die Burgruine samt ihrer Beleuchtung wieder aus allen Himmelsrichtungen weithin 
sichtbar ist. 
Die anstehende Winterzeit, außerhalb der Brutzeit, sollte dafür genutzt werden. 
Die erforderlichen Haushaltsmittel sind in 2018 einzuplanen.  
 
 
Zu TOP 7) Anfragen 
 
1. SPD-Anfrage zum DGH Udenhausen 
 
Was wurde von Seiten des Magistrats bisher unternommen, um einen  
Pächter/Pächterin für das DGH Udenhausen zu finden? 
Es wurden Anzeigen geschaltet, Aushänge bei den Großhandelsmärkten und den  
Gastromärkten aufgehangen. Darüber hinaus wurden Gespräche mit Personen geführt, 
die aus Sicht des Magistrats in Frage kommen könnten. 
Aktuell wurde vom Ortsbeirat Udenhausen ein eigenes Exposé in Zusammenarbeit mit 
der Stadt erstellt und wird auf einschlägigen Internetportalen präsentiert. Hier gilt ein 
besonderer Dank Jannik Langlotz, der sich hierbei sehr stark einbringt! 
 
Wie erfolgreich waren die Bemühungen bisher? Gab es Interessenten? 
Bisher haben alle Maßnahmen noch zu keinem Erfolg geführt. Leider setzt sich der 
Trend bei uns fort, der in Westuffeln, Hümme und Schöneberg zu beobachten ist. 
Die angesprochenen Personen konnten für kein Pachtverhältnis gewonnen werden. 
Diesbezüglich wurden auch Fragen mit der Brauerei aufgrund bestehender Abnahme-
verpflichtungen erörtert. 
 
Was sind die weiteren Schritte? 
Neben der massiven zusätzlichen Bewerbung auf Internetportalen findet am 13.11.2017 
eine Ortsbeiratssitzung unter Hinzuziehung von Frau Ruffini, Servicezentrum Regional-
entwicklung des Landkreises Kassel, statt. Hierbei werden Formen der alternativen  
Bewirtschaftung eines DGH´s erörtert werden und am Beispiel Wettesingen aufgezeigt. 
 
 
2. SPD-Anfrage zu Hundekotbeutelspender 
 
Was wurde bisher in der Angelegenheit unternommen, nachdem die Haushaltsmittel  
zur Verfügung stehen? 
Nach wie vor befinden wir uns in der vorläufigen Haushaltsordnung nach § 99 HGO.  
Im vorliegenden Fall handelt es sich um keine Pflichtaufgabe. Trotzdem wurden  
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Preisermittlungen und eine Standortauswahl (als Vorschlag für den Magistrat) in der 
Kernstadt vorgenommen. 
 
Sind die Ortsbeiräte angeschrieben worden wegen möglicher Standorte? Wenn ja, gibt 
es bereits Rückmeldungen? 
Die Ortsbeiräte Udenhausen und Schachten wurden noch nicht angeschrieben, dies  
wird aber in Kürze erfolgen. Der Ortsbeirat Burguffeln hat einen Spender angemeldet, 
der an einen vorhandenen Mast angebracht werden kann. 
 
Ist bereits für die Kernstadt eine Auswahl der Standorte erfolgt? 
Dies wurde unter Frage 1 bereits beantwortet. Es steht die Zustimmung des Magistrats 
noch aus. 
 
Wann ist mit der schon mehrfach mündlich zugesagten Umsetzung des Stadtverordne-
tenbeschlusses zu rechnen? 
Krankheitsfälle haben in diesem Jahr dem Personal des Bauhofs zugesetzt, so dass 
zunächst die laufenden Unterhaltungsarbeiten und Arbeiten mit Gefahr im Verzug der 
Vorrang eingeräumt wurde. Hierzu zählt unter anderem die Beseitigung von Stolper-
stellen in Gehwegen. 
Mit einer Umsetzung soll dort begonnen werden, wo die Beutelspender an vorhandene 
Masten angebracht werden können. Dort wo neue Masten aufgestellt werden müssen, 
wird sich die Aufstellung bis ins Frühjahr 2018 hinziehen. 
 
Für die Kernstadt wurden 13 Standorte für Beutelspender identifiziert, wovon ein Teil an 
vorhandene Masten angebracht werden kann. Dazu kommen Standorte für zwei weitere 
Mülleimer. 
Die Kosten belaufen sich für jeden Spender inklusive Aufstellung durch den Bauhof auf 
ca. 250 €, die Mülleimer auf je 580 €. 
 
 
3. CDU-Anfrage zur Energiegenossenschaft Reinhardswald 
 
Wie verändert sich der finanzielle Aufwand für die Stadt Grebenstein unter Zugrundele-
gung der neuen Beteiligungsstruktur?  
Die neuen Beteiligungsstrukturen führen aktuell absehbar zu keinen Veränderungen  
der finanziellen Beteiligung (in Form von Bürgschaften), da sich Kostenreduzierungen 
im Bereich der Entwicklungskosten ergeben. Hierbei insbesondere bei den  
Genehmigungskosten. 
 
Wann ist mit einer an die neue Beteiligungssituation angepassten überarbeiteten  
Planung und Zukunftsprognose für die EGR zu rechnen?  
Eine neue Beteiligungsstruktur wird nicht nur sondern ist auch zum gegenwärtigen  
Zeitpunkt entbehrlich, da die Projektierungsphase gesichert ist. Eine überarbeitete  
Planung bzw. Zukunftsprognose ist genau Gegenstand der Projektierungsphase, an 
deren Ende eine erneute Beschlussfassung über die Betriebsphase steht. 
 
Für den Fall, dass der Windkraftstandort im Reinhardswald nicht von der EGR betrieben 
werden kann: Welche Interessenten sind bereits heute bekannt?  
Da hier konkret nichts zur Veräußerung steht, da die Eckdaten wie z.B. Anlagenzahl, 
abschließende Ergebnisse der Windmessung, Leistung je WKA noch gar nicht festste-
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hen, kann es auch noch keine konkreten Interessenten geben. Es gibt aber bereits  
Interessenbekundungen für eine Beteiligung während der Betriebsphase. 
Hierzu erschien am 18.09.2017 aufgrund einer Pressemitteilung der EGR der  
beigefügte Artikel in der HNA. 
 
 
Zu TOP 8) Mitteilungen 
 
1. Stadtverordnetenbeschluss vom 27.03.2017 
 
Welche Flächen können in der Innenstadt und den Ortskernen zu Baugrundstücken 
erschlossen werden. Dabei sind besonders die Flächen zwischen dem Kelzer Weg und 
der Friedrichsthaler Straße zu untersuchen. 
Es ist eine Änderung des Flächennutzungsplans im Außenbereich zwischen Kelzer 
Weg und der Friedrichsthaler Straße zur Umwandlung für die Wohnbebauung zu  
prüfen. 
Selbstverständlich sind die Abstandsregelungen zur jetzigen Bebauung zu  
berücksichtigen. 
 
Bereits in der Sitzungen der Stadtverordneten am 27.06.2017, am 09.12.2016, am 
30.01.2017 und am 27.03.2017 wurden hierzu von Bürgermeister Sutor Auskünfte  
und Informationen gegeben. 
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Prüfung der Planungsrechtlichen Vorgaben 
Landesentwicklungsplan (sehr grob) 
Regionalplan Nordhessen 2009 (detailliert) 
Flächennutzungsplan (sehr detailliert) 
Landschaftspflegeplan 
Grundlagen für den Regionalplan 
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Wassergraben 
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Frauenwinkel 
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Hinter den Steinhöfen 
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Aussagen der Regionalplanung 
 
Die Bevölkerungsentwicklung ist leicht rückläufig. Die vorhandenen und ausgewiesenen 
Potentialflächen sind ausreichend. Wenn andere Flächen einbezogen werden sollen, 
geht dies nur durch einen Tausch. D.h. die Potentialfläche (max. 10 ha) wird insgesamt 
nicht erhöht! 
Für den Bereich Kelzer Weg und Friedrichsthaler Straße sieht die Regionalplanung 
mehrere Konfliktfelder. Hierbei handelt es sich um den Lärm der Bundesstraße 83, von 
dem Sport- und Tennisplatz als auch vom Festplatz (Viehmarkt). Diese Konfliktfelder 
müssen umfänglich in einer etwaigen Planung abgearbeitet werden, was als schwierig 
eingeschätzt wird. 
Für den oben genannten Bereich wird eine Entwicklung nach § 13a (Bebauungspläne 
der Innenentwicklung) und § 13b (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das  
beschleunigte Verfahren) BauGB ausgeschlossen. 
 
Aussagen von Fachplanern 
 
Im Bereich Kelzer Weg und Friedrichsthaler Straße ist in jedem Fall ein Artenschutzgut-
achten erforderlich. Hierfür werden alleine ca. 1 bis 1,5 Jahre (Beobachtungszeitraum) 
benötigt. 
Zur Kompensation des Eingriffs sind Kompensationsflächen in einem nicht unerhebli-
chen Maß einzubringen. 
Die von der Regionalplanung geäußerten Konfliktpunkte werden von den Fachplanern 
ebenfalls geteilt! Es wird ausdrücklich die 18. Sportstättenlärmverordnung angeführt 
Darüber hinaus wurden aber auch explizit die Konfliktfelder Geruchsbelästigung und 
Bauverbotszonen zu klassifizierten Straßen (B 83) angeführt. 

Flächennutzungsplan 
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Aufgrund der Eigentumsverhältnisse ist von einem Umlegungsverfahren auszugehen, 
was sich auf die Verfahrensdauer auswirkt. 
 
Geschätzt werden für die Änderung des Flächennutzungsplans Kosten in Höhe von  
5 – 10.000 €. Für einen etwaigen B-Plan nach Fläche noch einmal ca. 25.000 €.  
Hinzukommen noch die Kosten für ein Lärmgutachten und ein Artenschutzgutachten 
von jeweils noch einmal 10.000 €. 
Die Gesamtkosten hierfür betragen rund 55.000 €. Hinzu kommt noch zwingend ein 
Baugrunduntersuchung und eine Vorstudie zur Erschließung sowie 
eine Erschließungsplanung, deren Kosten nicht beziffert werden können. 
 
Erschließung von Baugrundstücken im Innenbereich 
  
Bereits am 19.09.2016 wurde den Stadtverordneten die möglichen Bauplätze im  
Innenbereich der Kernstadt als auch der Stadtteile aufgezeigt, die nochmals  
nachfolgend aufgezeigt werden: 
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2. Sanierung der B 83 
 
Wie aus der Presse zu erfahren war, wird die Sanierung der B 83 zwischen Grebenstein 
und Burguffeln abschnittsweise erfolgen. Dadurch verlängert sich die Bauzeit erheblich. 
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3. Einrichtung einer Verkehrsampel an der Bahnhofstraße und Einrichtung eines Ver-
kehrsspiegels am Jungfernturm 
 
Bei der letzten Stadtverordnetenversammlung hatte vor Eintritt in die Tagesordnung 
Frau Menke im Namen des Fördervereins KiTa und Grundschule entsprechende  
Maßnahmen gefordert. Hierzu fand mit allen Fachbehörden, dem Förderverein, den 
Elternbeiräten und der Grundschulleitung ein Ortstermin statt.  
Ergebnis ist ein Verkehrsspiegel und ein Arbeitskreis bzgl. Schulweg, eine  
Fußgängerampel wurde grundsätzlich abgelehnt. 
 
 
4. Landesstraße 3233 zwischen Grebenstein und Immenhausen 
Wie bereits Bürgermeister Sutor in der letzten Stadtverordnetenversammlung berichtet 
hat, hatte er einen Antrag auf Verkehrsbeschränkungen (durchgezogene Linie, Über-
holverbot, Geschwindigkeitsbeschränkung) gestellt. 
Der Antrag wurde von der zuständigen Straßenverkehrsbehörde abgelehnt, da es  
keinen Unfallschwerpunkt gibt. 
Im Jahr 2015 wurden 18 Unfälle registriert, davon 9 Wildunfälle, 7 Fahrfehler, davon 3 
in Zusammenhang mit Alkohol. Die Unfallverteilung lag auf dem gesamten Streckenab-
schnitt zwischen Grebenstein und Immenhausen, es ergab sich kein Schwerpunkt. 
Auch die Zahlen aus den Jahren 2016 und 2017 haben kein anderes Bild ergeben. 
Anlässlich eines durchgeführten Ortstermins wurden sowohl Topographie, Fahrbahn 
und Sichtverhältnisse in Augenschein genommen, die aber nicht für ein Erfordernis  
von Verkehrsge- bzw. –verboten sprechen. 
 
 
5. Aktive Kernbereiche in Hessen 
 
Dem Antrag der Stadt Grebenstein für das Programmjahr 2017 wurde ich voller Höhe 
entsprochen.  
Demnach wurden 12.500 € für den Zentrumsbeitrag, 290.000 € zur Ausfinanzierung  
der Marktstraße 28 und 300.000 € für die Nachnutzung des Gebäudes Hochzeitsberg 7 
genehmigt. Hiervon trägt die Stadt insgesamt 27,8% bzw. 167.500 €. 
Damit bei dem Projekt Hochzeitsberg 7 der städtische Anteil von 27,8% auf 10%  
reduziert wird, wurde der Antrag zur Anwendung der Experimentierklausel auf den  
Weg gebracht. Bei entsprechender Bewilligung erhält der Investor einen verlorenen  
Zuschuss in Höhe von 216.600 € durch Land und Bund, 30.000 € von der Stadt.  
Der Eigenanteil beträgt 17,8% bzw. 53.400 €. Damit beträgt der verlorene Zuschuss  
für den Investor absolut 246.600 €. 
Aktuell wurden von dem Investor Unterlagen angefordert. 
 
 
6. Kreis- und Schulumlage 2018 
 
Der Landkreis hat die Hebesätze für die Kreis- und Schulumlage für das Jahr 2018  
vorbehaltlich der Beschlussfassung des Kreistages mitgeteilt. Die Beschlussfassung 
ist für den 07.12.2017 vorgesehen. 
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Hebesatz 2018 2017 

Kreisumlage 32,72% 34,34% 

kostendeckende Schulumlage 20,26% 19,74% 

Summe 52,98% 54,08% 

 
Der Gesamthebesatz für die Kreis- und Schulumlage wird damit gegenüber dem  
Jahr 2017 um 1,1 Prozentpunkte reduziert. 
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7. Hessenkasse 
 

 
 

 
 



22 
 
 

 
 



23 
 
 

 

 
 



24 
 
 

 
 



25 
 
 

 
 



26 
 
 

 

 



27 
 
 

 

 



28 
 
 

 
 
 
8. Jahresabschlüsse 2011 bis 2017 
 
Am 18.10.2017 gab es ein mehr als 3stündiges Gespräch mit Mitarbeitern der  
Finanzabteilung, Bürgermeister Sutor und Mitarbeitern der Fa. Petersen und Co.  
Die Beratungsfirma ist kurzfristig in der Lage uns umfangreich zu unterstützen und  
dabei feste Zeitvorgaben zur Erstellung von Jahresabschlüssen zuzusichern.  
Die Beauftragung wurde am 19.10.2017 im Magistrat beschlossen. 
U.a. ist Petersen und Co. in der Gemeinde Habichtswald im Einsatz. Bürgermeister  
Sutor hatte mit dem Amtskollegen im Vorfeld ausführlich über die Erfahrungen mit der 
Firma gesprochen. Von dort gab es nur positive Rückmeldungen. 
Die Erstellung der Jahresabschlüsse führt die (Finanz-) Verwaltung an ihre Grenzen,  
da die Unterstützung sehr eng getaktet ist. Auf der anderen Seite bietet sich die  
Möglichkeit, die Bugwelle der Jahresabschlüsse in einem sehr begrenzten Zeitraum  
zu erschlagen und endlich Luft zu schaffen.  
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